
BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 20. Juli 2010 

über die staatliche Beihilfe C 38/09 (ex NN 58/09), deren Gewährung Spanien zugunsten der 
spanischen Rundfunk- und Fernsehanstalt „Corporación de Radio y Televisión Española“ (RTVE) 

plant 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2010) 4925) 

(Nur der spanische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2011/1/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

gestützt auf das Protokoll (Nr. 29) über den öffentlich-recht­
lichen Rundfunk in den Mitgliedstaaten, Anhang zum Vertrag 
über die Europäische Union und zum Vertrag über die Arbeits­
weise der Europäischen Union ( 1 ), 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Stellungnahme gemäß 
der genannten Artikel ( 2 ), und unter Berücksichtigung dieser 
Stellungnahmen, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

I. VERFAHREN 

(1) Am 22. Juni 2009 ging bei der Kommission eine Be­
schwerde über die Pläne der spanischen Regierung ein, 
das System zur Finanzierung der nationalen öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft für Rundfunk und Fernsehen 
„Corporación de Radio y Televisión Española“ (RTVE) 
zu ändern. Am 5. August 2009 forderte die Kommission 
bei Spanien Informationen über diese Änderung an, ins­
besondere über die Beziehung zwischen den neuen steu­
erlichen Lasten und der Finanzierung von RTVE. Zum 
1. September 2009 trat das neue Gesetz 8/2009 vom 
28. August zur Finanzierung der Corporación de Radio 
y Televisión Española ( 3 ) in Kraft, mit dem das Gesetz 
17/2006 vom 5. Juni über Radio und Fernsehen in öf­
fentlicher Hand ( 4 ) geändert wurde. Am 21. September, 
sowie am 22. und 26. Oktober 2009 ließ Spanien der 
Kommission die gewünschten Informationen über die 
Regelung zukommen. 

(2) Mit Schreiben vom 2. Dezember 2009 informierte die 
Kommission Spanien über ihren Beschluss, in Bezug 
auf diese Maßnahme das Verfahren nach Artikel 108 
Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­
schen Union einzuleiten. Der Beschluss der Kommission 
über die Einleitung des Verfahrens wurde im Amtsblatt der 
Europäischen Union veröffentlicht ( 5 ). Die Kommission gab 
den Beteiligten Gelegenheit, ihre Stellungnahme in Bezug 
auf die in Rede stehende Maßnahme vorzubringen. 

(3) Spanien erwiderte mit Schreiben vom 21. Dezember 
2009 auf den Beschluss über die Einleitung des Verfah­
rens. Die Kommission erhielt Stellungnahmen von unter­
schiedlichen Beteiligten. Diese wurden an Spanien weiter­
geleitet, wobei Spanien Gelegenheit gegeben wurde, sich 
dazu zu äußern. Spanien nahm mit Schreiben vom 
23. März 2010 dazu Stellung. 

(4) Mit Schreiben vom 19. Februar und vom 19. Mai 2010 
ersuchte die Kommission um ergänzende Informationen; 
die spanischen Behörden übersandten ihre Antworten mit 
Schreiben vom 22. März und 31. Mai 2010. 

(5) Am 18. März 2010 leitete die Kommission das Vertrags­
verletzungsverfahren ein, indem sie ein Aufforderungs­
schreiben gemäß 258 AEUV übersandte, in der An­
nahme, dass die Steuer auf elektronische Kommunikatio­
nen die Bestimmungen des Artikel 12 der Richtlinie 
2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer 
Kommunikationsnetze und -dienste (Genehmigungsricht­
linie) ( 6 ) verletze, in der genau geregelt ist, welche Ver­
waltungsabgaben die Mitgliedstaaten von Unternehmen 
verlangen können, die einen Telekommunikationsdienst 
erbringen oder ein Netz dieser Art bereit stellen. Die 
Prüfung der staatlichen Beihilfe wird unbeschadet des 
Vertragsverletzungsverfahrens durchgeführt.
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( 1 ) ABl. C 115 vom 9.5.2008, S. 312. 
( 2 ) ABl. C 8 vom 14.1.2010, S. 31. 
( 3 ) Boletín Oficial del Estado (BOE) 210 vom 31.8.2009, S. 74003. 
( 4 ) BOE 134, vom 6.6.2006, S. 21207. 

( 5 ) Siehe Fußnote 2. 
( 6 ) ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 21; in Bezug auf das Vertragsverlet­

zungsverfahren, siehe die Pressemitteilung der Kommission 
IP/10/322.



II. AUSFÜHRLICHE BESCHREIBUNG DER MASSNAHME 

Gegenwärtiges System zur Finanzierung des öffent­
lichen Rundfunks in Spanien 

(6) Das gegenwärtige System zur Finanzierung des öffent­
lichen Rundfunks in Spanien zugunsten von RTVE, wel­
ches kraft des Gesetzes 17/2006 etabliert wurde, wurde 
von der Kommission mittels Entscheidungen aus den 
Jahren 2005 und 2007 ( 7 ) anerkannt. Durch das Gesetz 
17/2006 wurde RTVE mit einem öffentlichen Auftrag 
betraut. Abschnitt I des Gesetzes (insbesondere die 
Artikel 2 und 3) definiert den öffentlichen Auftrag von 
RTVE und legt fest, dass die Hörfunkdienste von RNE 
(Radio Nacional de España) und die Fernsehdienste von 
RTVE (Radio Televisión Española) erbracht werden. Ab­
schnitt II, Kapitel IV reguliert die Bedingungen des finan­
ziellen und wirtschaftlichen Rahmens, in dem RTVE ih­
ren öffentlichen Auftrag durchführt. Genauer gesagt ist in 
Artikel 33 festgelegt, dass RTVE für die Erfüllung ihrer 
öffentlich-rechtlichen Pflichten jährlich eine Vergütung 
aus dem Haushalt erhält. Diese Vergütung darf die Netto­
kosten der öffentlichen Dienstleistungen, die jeweils von 
RTVE und von RNE erbracht werden, nicht übersteigen. 
In Abschnitt II, Kapitel VI ist die externe Kontrolle durch 
das spanische Parlament, die spanische Rundfunkregulie­
rungsbehörde und den spanischen Rechnungshof gere­
gelt. 

(7) Die jährlichen Haushaltsausgaben für den Betrieb von 
RTVE betrugen im Jahr 2007 1 177 Mrd. EUR, im Jahr 
2008 1 222 Mrd. EUR und im Jahr 2009 1 146 Mrd. 
EUR. In den letzten Geschäftsjahren hat RTVE für die 
Erbringung von öffentlichen Dienstleistungen eine jähr­
liche Vergütung in Höhe von ungefähr 500 Mio. EUR 
erhalten: Im Jahr 2006 575 Mio. EUR, im Jahr 2007 
433 Mio. EUR und im Jahr 2008 500 Mio. EUR. Im 
Jahr 2009 wurde die Vergütung jedoch auf 726 Mio. 
EUR angehoben, bereits mit der Reduzierung der Wer­
beeinnahmen. 

Reform der Finanzierung von RTVE 

(8) Durch das Gesetz 8/2009 wurde das Gesetz 17/2006 im 
Hinblick auf die Begriffsbestimmung „öffentlicher Auf­
trag“ und auf die möglichen kommerziellen Tätigkeiten 
von RTVE geändert. Dem Begriff „öffentlicher Auftrag“, 
der durch die Kommission im Jahr 2005 bestätigt wor­
den war, wurden weitere Elemente hinzugefügt. Ins­
besondere wird der Erwerb von Senderechten für Sport­
veranstaltungen von allgemeinem, großem Interesse für 
die Gesellschaft insgesamt auf 10 % des Jahreshaushalts 
für Beschaffung, Einkauf und externe Dienste begrenzt, 
wobei die Olympischen Spiele und die Paralympischen 
Spiele davon ausgeschlossen sind (Artikel 9 Absatz 1 
Buchstabe i). In Bezug auf das Kinderprogramm werden 
bestimmte Auflagen gemacht (Artikel 9 Absatz 1 Buch­
stabe d) und die Premieren von Spielfilmen zur Haupt­
sendezeit, die von großen internationalen Filmprodukti­
onsunternehmen realisiert wurden, werden auf 52 Spiel­
filme pro Jahr beschränkt (Artikel 9 Absatz 1 Buchsta- 
be m). 

(9) Insbesondere wird in dem neuem Gesetz festgelegt, dass 
ab Ende 2009 Werbung, Teleshopping, Sponsoring und 
kostenpflichtige Dienste nicht mehr als Einnahmequellen 
genutzt werden. Die entsprechenden kommerziellen Ein­
nahmen werden durch die Geldmittel ersetzt, die durch 
die bestehenden Gebühren und die neuen steuerlichen 
Lasten zulasten der kommerziellen Rundfunkeinrichtun­
gen und Telekommunikationsbetreiber generiert werden. 
Spanien erwartet, dass diese Maßnahme den Druck der 
kommerziellen Betreiber abmildert, die Werbeeinnahmen 
steigert und eine mögliche Quelle der Marktverzerrung 
beseitigt. RTVE wird als kommerzielle Einnahmequelle 
die Erbringung von Leistungen gegenüber Dritten und 
den Verkauf von Eigenproduktionen beibehalten (zusam­
men fast 25 Mio. EUR). 

(10) Bis dato beliefen sich die jährlichen Einnahmen aus Wer­
bung auf ungefähr 600 Mio. EUR (2007: 667 Mio. EUR 
und 2008: 565 Mio. EUR) Mit dem Wegfall dieser kom­
merziellen Einnahmen sind die Nettokosten zur Erfüllung 
des öffentlichen Rundfunkauftrags von RTVE nahezu 
identisch mit den jährlichen Haushaltsausgaben für den 
Betrieb. Aus diesem Grund beabsichtigt Spanien, das 
Ausbleiben dieser Einnahmen zu kompensieren, indem 
es seinen eigenen Beitrag mit öffentlichen Mitteln anhebt, 
bis die jährlichen Haushaltsausgaben für den Betrieb von 
RTVE ausgeglichen sind, wobei einzig und allein die üb­
rigen, im vorigen Absatz genannten, betragsmäßig gerin­
gen kommerziellen Einnahmen abgezogen werden (25 
Mio. EUR). 

(11) Als jährliche Gesamteinnahmen von RTVE sieht Artikel 3 
Absatz 2 des neuen Gesetzes für die Jahre 2010 und 
2011 einen Höchstbetrag von 1,2 Mrd. EUR vor, für 
den Dreijahreszeitraum von 2012 bis 2014 eine maxi­
male Erhöhung um 1 % dieser Summe und für die nach­
folgenden Jahre eine Erhöhung entsprechend der Ent­
wicklung des jährlichen Verbraucherpreisindex. Bei der 
Festlegung dieser Beträge berücksichtigte Spanien, im 
Vergleich zu den RTVE-Haushaltsausgaben der Vorjahre, 
zusätzliche jährliche Ausgaben in Höhe von 104 Mio. 
EUR, um weitere audiovisuelle Produktionen für den Sen­
dezeitraum, der zuvor für Werbung reserviert war, zu 
decken. 

Steuerliche Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Reform 

(12) Gemäß der Haushaltsplanung Spaniens besteht dieser 
Pauschalbetrag für die jährlichen Einnahmen aus Zuwei­
sungen aus dem spanischen Staatshaushalt, gemäß der 
Regelung, die in dem Gesetz 17/2006 vorgesehen ist, 
über einen Betrag in Höhe von 500 Mio. EUR. Dieser 
Betrag steht in Einklang mit dem Betrag, der in vorher­
gehenden Jahren geleistet wurde und der über drei steu­
erliche Maßnahmen generiert wird, wobei diese Maßnah­
men kraft der Artikel 4, 5 und 6 des neuen Gesetzes 
eingeführt bzw. geändert wurden: 

a) eine Abgabe in Höhe von 3 % auf die Einnahmen der 
Betreiber von frei empfangbaren Fernsehangeboten 
und in Höhe von 1,5 % auf die Einnahmen der Be­
treiber von Bezahlfernsehangeboten. Diese Beiträge 
dürfen in Bezug auf die jährliche Unterstützung zu­
gunsten von RTVE in ihrer Gesamtheit nicht mehr als 
15 % (in Bezug auf das frei empfangbare Fernsehen)
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( 7 ) Rechtssachen E8/2005 (Staatliche Beihilfe zugunsten der spanischen 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt RTVE) und NN 8/07 (Finan­
zierung des Abbaus von Arbeitskräften bei RTVE).



bzw. nicht mehr als 20 % (in Bezug auf das Bezahl­
fernsehen) ausmachen. Sämtliche Steuereinnahmen, 
die diese prozentualen Anteile übersteigen, werden 
dem spanischen Staatshaushalt zugeschlagen. Diese 
Abgabe findet ausschließlich auf Körperschaften mit 
Sitz in Spanien Anwendung. Dienste, die über andere 
Mitgliedstaaten importiert werden, unterliegen dieser 
Abgabe nicht; 

b) eine Abgabe in Höhe von 0,9 % auf die Brutto­
betriebseinnahmen (mit Ausnahme der Einnahmen, 
die im Großhandel erzielt werden) der Telekommuni­
kationsbetreiber, die für einem der folgenden Dienste 
im Register der nationalen Regulierungsbehörde CMT 
(Comisión del Mercado de las Telecomunicaciones) 
eingetragen sind: Festnetzdienste, Mobilfunkdienste 
und Anbieter von Internetzugangsdiensten. Zur Zah­
lung dieser Abgabe sind jene Betreiber verpflichtet, 
deren räumlicher Bereich sich auf das gesamte spa­
nische Hoheitsgebiet bezieht oder über den Bereich 
einer einzelnen Autonomen Gemeinschaft hinaus 
geht, und die audiovisuelle Dienste oder andere 
Dienste, bei denen Werbung eingeschlossen ist, er­
bringen. Dieser Beitrag darf in Bezug auf die jährliche 
Unterstützung zugunsten von RTVE in ihrer Gesamt­
heit nicht mehr als 25 % ausmachen. Sämtliche Steu­
ereinnahmen, die diesen prozentualen Anteil überstei­
gen, werden dem spanischen Staatshaushalt zugeschla­
gen. Die Abgabe findet ausschließlich auf Körperschaf­
ten mit Sitz in Spanien Anwendung. Dienste, die über 
andere Mitgliedstaaten importiert werden, unterliegen 
dieser Abgabe nicht; 

c) einen Anteil in Höhe von 80 % der bereits bestehen­
den Frequenznutzungsgebühren mit einem Höchst­
betrag von 330 Mio. EUR, gemäß den Bestimmungen 
des Gesetzes 32/2003 vom 3. November 2003. Der 
Überschuss wird dem spanischen Staatshaushalt zuge­
schlagen. Dieser Anteil kann gemäß den gesetzlichen 
Bestimmungen zum spanischen Staatshaushalt abge­
ändert werden. 

(13) In den Artikeln 5 und 6 des Gesetzes 17/2006 wird 
ausdrücklich erklärt, dass die steuerliche Belastung des 
kommerziellen Fernsehens und der Telekommunikations­
betreiber „zum Zwecke der Finanzierung der Corporación 
RTVE“ erhoben werden. Außerdem wird in der Präambel 
ausdrücklich der Zusammenhang zwischen der neuen 
Abgabe und der finanziellen Kompensation festgelegt, 
um RTVE vom Werbemarkt zu nehmen. 

(14) Falls die Einnahmen aus diesen drei Steuerquellen nicht 
ausreichend sein sollten, um die Differenz in Höhe von 
700 Mio. EUR zwischen der traditionellen Kompensation 
für öffentliche Aufträge (500 Mio. EUR) und den Gesamt­
kosten für den Betrieb von RTVE zu tragen, welche bis­
her mit kommerziellen Einnahmen gedeckt wurden, wird 
der vorgesehene Haushalt mit Geldmitteln aus dem spa­
nischen Staatshaushalt aufgestockt, und zwar in Anwen­
dung des Artikels 33 des Gesetzes 17/2006 (Artikel 2 
Absatz 2 des Gesetzes 8/2009), mit dem die Regierung 
dazu verpflichtet wird, die Nettokosten für die Erfüllung 
des öffentlichen Auftrags von RTVE zu tragen. Daher ist 
die Finanzierung der Nettokosten für die Erfüllung des 
öffentlichen Auftrags durch RTVE bis zu einem Höchst­
betrag von 1,2 Mrd. EUR sichergestellt, unabhängig von 
den anfallenden Steuereinnahmen. 

(15) Spanien bestätigte, dass die Abgabebeiträge, die auf Fern­
sehsender und Telekommunikationsbetreiber angewendet 
werden, nicht ausschließlich und notwendig RTVE zuflie­
ßen müssen. Spanien hat für die Beiträge, die über Steu­
ern geleistet werden dürfen, Höchstbeträge festgelegt. Die 
überschüssigen Einnahmen werden dem spanischen 
Staatshaushalt zugewiesen, sodass damit andere Aus­
gaben getragen werden können. Außerdem steht es den 
spanischen Behörden frei, über den Umfang des Steuer­
aufkommens zu entscheiden, der RTVE tatsächlich zuge­
wiesen wird, ohne dabei die Höchstbeträge zu überschrei­
ten. Entsprechend der Haushaltsplanung für das Jahr 
2010 wurde zum Beispiel weniger als die Hälfte des 
möglichen Höchstbetrages der RTVE zugewiesen. 

Sonstige finanzielle Bestimmungen der neuen Rege­
lung 

(16) Zur Vermeidung einer Überkompensation sieht das neue 
Gesetz in seinem Artikel 8 einen Rücklagenfonds vor, der 
mit von der Regierung zugewiesenen Einnahmen aus­
gestattet wird, welche die tatsächlichen Nettokosten zur 
Erfüllung des öffentlichen Auftrags übersteigen. Diese 
Rücklagen sind auf 10 % der jährlichen Haushaltsaus­
gaben von RTVE beschränkt. Die Einnahmen, welche 
diese Schwelle von 10 % übersteigen, werden der Staats­
kasse rückerstattet. Die Rücklagen werden zur Deckung 
möglicher Verluste aus vorhergehenden Geschäftsjahren 
benutzt. Falls sie innerhalb von vier Jahren nicht auf­
gewendet werden, erfolgt eine Wiedererlangung, indem 
die Kompensation für die Erfüllung des öffentlichen Auf­
trags für das Folgejahr entsprechend gekürzt wird. 

(17) Außerdem wird gemäß der Artikel 37 und 39 bis 41 des 
Gesetzes 17/2006 durch die externe Kontrolle, welche 
durch Wirtschaftsprüfer, das staatliche Kontrollorgan 
IGAE (Intervención General de la Administración del Es­
tado), das spanische Parlament, die spanische Rundfunk­
regulierungsbehörde und den spanischen Rechnungshof 
ausgeübt wird, sichergestellt, dass RTVE keine Kompen­
sation erhält, welche die tatsächlichen Nettokosten zu­
züglich der genannten Rücklage in Höhe von 10 % über­
steigt. Die Einnahmen durch die übrigen wenigen kom­
merziellen Tätigkeiten vermindern die Kompensation für 
die Erfüllung des öffentlichen Auftrags (Artikel 7 
Absatz 1 des Gesetzes 8/2009). 

Gründe für die Einleitung des Verfahrens 

(18) Im vorliegenden Beschluss werden jene Aspekte der Än­
derungen des gegenwärtigen Systems zur Finanzierung 
von RTVE untersucht, hinsichtlich derer die Kommission 
in ihrem Beschluss über die Einleitung des förmlichen 
Prüfverfahrens Bedenken geäußert hat. 

(19) Wie die Kommission ausführte, liegt das wesentliche 
Merkmal der Änderungen, die im Hinblick auf die Finan­
zierung von RTVE eingeführt wurden, und der nahezu 
vollständigen Aufgabe ihrer kommerziellen Tätigkeiten 
darin, dass der Teil der Einnahmen von RTVE, die bis 
dato durch diese Tätigkeiten generiert wurden, durch jene 
Einnahmen ersetzt werden, die durch zu diesem Zweck 
eingeführte bzw. geänderte Steuern generiert werden. Aus 
den eindeutigen Bestimmungen im Gesetz 8/2009 ergibt 
sich, dass der Steuerbetrag zu dem Zweck festgelegt 
wurde, einen bestimmten Anteil für die Finanzierung
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von RTVE aufzuwenden. Dieser Zusammenhang zwi­
schen der Finanzierung und den Einnahmen durch die 
neuen Steuern legt die Annahme nahe, dass es eine zwin­
gende Verbindung zwischen dem Zweck der Abgabe und 
der zugunsten von RTVE gewährten Beihilfe besteht, da­
hingehend, dass das entsprechende Steueraufkommen 
zwingend zu ihrer Finanzierung bestimmt ist und sich 
auf deren Umfang unmittelbar auswirkt. 

(20) Der Gerichtshof hat bereits mehrfach bestätigt, dass die 
Kommission bei der Untersuchung der Beihilfe auch de­
ren Finanzierungsweise zwingend zu berücksichtigen hat, 
wenn diese Bestandteil der Beihilfemaßnahme ist ( 8 ). 
Wenn eine steuerliche Last, die speziell zur Finanzierung 
einer Beihilfe bestimmt ist, gegen andere Bestimmungen 
des Vertrags verstößt, so kann die Kommission die Bei­
hilferegelung, zu der diese steuerliche Last gehört, nicht 
für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklären. Daher kann 
auch die angewandte Finanzierungsweise dazu führen, 
dass die gesamte Beihilferegelung mit dem Binnenmarkt 
unvereinbar ist. 

(21) Daher äußerte die Kommission ihre Bedenken dahin­
gehend, ob die neuen Steuern einen Bestandteil der Maß­
nahme ausmachen. Falls dies zutreffen sollte, müsste ihre 
Vereinbarkeit mit dem Vertrag geprüft werden, was sich 
auf die Rechtmäßigkeit der Beihilferegelung in ihrer Ge­
samtheit auswirken könnte. Diese Bedenken scheinen be­
rechtigt zu sein, insbesondere wenn man berücksichtigt, 
dass die Kommission mit der Richtlinie 2002/20/EG ( 9 ) 
ihre Bedenken im Hinblick auf die Vereinbarkeit der 
neuen Steuern deutlich macht, die von Unternehmen ver­
langt werden, die Festnetz-, Mobilfunk- und/oder Inter­
netzugangsdienste anbieten. 

(22) Die Kommission hatte außerdem Bedenken im Hinblick 
auf die Frage, ob Spanien ausreichende Schutzvorkehrun­
gen getroffen habe, um eine etwaige Überkompensation 
zu vermeiden. Der Wegfall der Werbung könnte sich auf 
die Kosten der Rundfunkeinrichtung auswirken, indem 
erreicht wird, dass die Programmgestaltung in geringerem 
Umfang von kommerziellen Erwägungen abhängig ist. 

(23) Außerdem müsse das System zur Finanzierung von RTVE 
ein angemessenes Verfahren vorsehen, mit dem ex ante 
beurteilt werden kann, ob die neuen Dienste der öffent­
lich-rechtlichen Rundfunkanstalt RTVE die materiellen 
Voraussetzungen des Amsterdamer Protokolls erfül­
len ( 10 ). Die von Spanien übermittelten Informationen 

erlaubten es der Kommission nicht, zu überprüfen, ob 
Spanien bereits über einen solchen Mechanismus verfügt. 

III. STELLUNGNAHME DER BETEILIGTEN 

(24) Stellungnahmen von fünfzehn anderen Beteiligten sind 
eingegangen: Kommerzielle Rundfunkeinrichtungen (TF1 
und Association of Commercial Television in Europe 
[ACT]), Betreiber von Bezahlfernsehen (DTS und Canal 
Satélite), Anbieter von Internet- und Telefondiensten (red­
tel, ONO und AETIC), Betreiber von Kabelfernsehen (Ca­
ble Europe) und werbende Unternehmen. Einige haben 
beantragt, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird. 

(25) Die meisten Beteiligten beanstandeten die Unrechtmäßig­
keit der neuen Steuern, die ihrer Ansicht nach den Wett­
bewerb zwischen dem öffentlich-rechtlichen und dem 
Privatfernsehen, zwischen dem kostenlosen und dem Be­
zahlfernsehen, sowie zwischen den reinen Telekommuni­
kationsbetreibern und anderen Telekommunikations­
betreibern, die auch audiovisuelle Dienste anbieten, ver­
fälschen. Außerdem wurden Bedenken im Hinblick auf 
die Vereinbarkeit der Abgabe auf elektronische Kom­
munikationen mit Artikel 12 der Richtlinie 2002/20/EG 
(Genehmigungsrichtlinie) ( 11 ) geltend gemacht. 

(26) Die Rundfunkeinrichtungen und die Anbieter von Inter­
netdiensten stellten zudem die Vereinbarkeit der Fest­
legung des öffentlichen Auftrags von RTVE in Frage. 
Ihr fehle die Präzision und sie sei im Hinblick auf den 
Erwerb von Rechten für die Übertragung von besonderen 
Sportveranstaltungen und Spielfilmen, die von großen 
internationalen Filmproduktionsunternehmen realisiert 
wurden, zu großzügig. TF1 machte insbesondere geltend, 
dass im Hinblick auf die Einführung neuer öffentlicher 
Dienste von Bedeutung durch RTVE keine Vorabkontrolle 
(ex ante) implementiert wurde. 

(27) In Bezug auf den möglichen obligatorischen Zusammen­
hang zwischen dem Zweck der Abgabe und der Beihilfe 
führten die Rundfunkeinrichtungen und die Anbieter von 
Internetdiensten an, dass die Einnahmen aus der neuen 
Abgabe unmittelbare Auswirkungen auf die Beihilfe ha­
ben. Besonders besorgt waren sie darüber, dass die Zu­
nahme der Steuereinnahmen dazu führen könnte, dass 
die Kompensation zugunsten von RTVE die Nettokosten 
für die Erfüllung des öffentlichen Auftrags übersteigen 
könne. 

(28) Im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit der Beihilfe sa­
hen mehrere Fernsehsender und Internetbetreiber eine 
Gefahr der Überkompensation. Das Budget in Höhe 
von 1,2 Mrd. EUR, das im Gesetz 8/2009 zugunsten 
von RTVE vorgesehen ist, basiere nicht auf einer ange­
messenen Berechnung der Nettokosten für die Erfüllung 
des öffentlichen Auftrags. Die laufenden jährlichen Haus­
haltsausgaben von RTVE stellten eine willkürliche Basis 
dar, die nicht zwischen den kommerziellen Tätigkeiten 
und der Wahrnehmung des öffentlichen Auftrags unter­
scheide. Insbesondere sei bei der Planung nicht berück­
sichtigt worden, dass durch den Wegfall der Werbung die 
Kosten reduziert würden, da es nicht mehr notwendig sei, 
eine große Zuschauerschaft zu gewinnen, sodass die Pro­
duktion, wie zum Beispiel die kultureller Programme,
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( 8 ) Verbundene Rechtssachen C-261/01 und C-262/01, Belgischer Staat/ 
Eugene van Calster, Felix Cleeren und Openbaar Slachthuis NV, Rand­
nummern 48 und 49; Rechtssache C-174/02, Streekgewest Westelijk 
Noord-Brabant, Randnummer 26 und Rechtssache C-333/07, Régie 
Networks, Randnummern 93 bis 112). 

( 9 ) Siehe Randnummer 5. 
( 10 ) Siehe Entscheidung E 3/2005 der Kommission vom 24. April 2007, 

Randnummern 370 und 372, Entscheidung E 8/2006 der Kommis­
sion vom 27. Februar 2008, Randnummer 230, und die Entschei­
dung E 4/2005 der Kommission vom 27. Februar 2008, Rand­
nummer 121. Diese Einzelfallprüfung wurde auf der Grundlage 
der Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Vorschrif­
ten über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
(Rundfunkmitteilung von 2001) (ABl. C 320 vom 15.11.2001) 
übernommen, welche in der Randnummer 88 der Mitteilung der 
Kommission über die Anwendung der Vorschriften über staatliche 
Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk (Rundfunkmittei­
lung von 2009) (ABl. C 257 vom 27.10.2009, S. 1) näher erläutert 
und konsolidiert wurde. ( 11 ) Siehe Randnummer 6.



weniger kostenaufwändig werde. Andere wiederum be­
fürchteten dagegen, dass RTVE mehr in kostenintensive 
Großproduktionen investieren wird. 

(29) Als mögliche Überkompensation wurde zudem der Um­
stand angesehen, dass der Verlust an Werbeeinnahmen 
vollständig mit staatlichen Mitteln gedeckt werde. Diese 
Kompensation würde unter Zugrundelegung der vorher­
gehenden Geschäftsjahre berechnet, als die Wirtschafts­
krise zu einem Rückgang der kommerziellen Einnahmen 
für das Jahr 2010 und damit zu einem Rückgang der 
Gesamteinnahmen von RTVE führte. Es sei nicht sachge­
recht, dass RTVE mit der Abschaffung der Doppelfinan­
zierung unabhängig von den variablen kommerziellen 
Einnahmen garantierte Einnahmen erhalte. 

(30) Die Rundfunkeinrichtungen stellten außerdem das Vor­
handensein eines wirksamen Systems zur Haushaltskon­
trolle in Frage, mit dem sichergestellt werden kann, dass 
nur die Nettokosten für die Erfüllung des öffentlichen 
Auftrags mit öffentlichen Mitteln gedeckt werden. 

IV. STELLUNGNAHME SPANIENS 

(31) Zunächst macht Spanien den Einwand geltend, dass die 
Kommission die Fragen der Verhältnismäßigkeit und des 
Vorhandenseins einer Vorabkontrolle (ex ante) für neue 
Dienste von Bedeutung im Rahmen des vorliegenden 
Verfahrens beurteile. Diese gehörten bereits zum gegen­
wärtigen System zur Finanzierung von RTVE, in der 
Weise, wie es von der Kommission in den Jahren 2005 
und 2007 anerkannt worden sei. Im vorliegenden Ver­
fahren basiere der Beschluss zur Verfahrenseinleitung je­
doch auf der Qualifizierung der Reform des Finanzie­
rungssystems als „neue Beihilfe“ im Sinne des Artikel 1 
Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Ra­
tes vom 22. März 1999 über besondere Vorschriften für 
die Anwendung von Artikel 93 des EG-Vertrags ( 12 ). Das 
Element der „neuen Beihilfe“ sei auf die Reform zur Fi­
nanzierung mittels der Einführung neuer Steuern be­
schränkt und habe keinerlei Auswirkung auf die sons­
tigen Elemente der geltenden Regelung. Daher seien die 
sonstigen Elemente als „bestehende Beihilfe“ zu behan­
deln und dürften im vorliegenden Verfahren nicht zum 
Gegenstand der Beurteilung durch die Kommission ge­
macht werden. 

(32) Bezüglich der Frage nach dem obligatorischen Zusam­
menhang des Zwecks der Abgabe erklärt Spanien, die 
neuen Steuern stellten weder einen Bestandteil der Bei­
hilfe dar, noch hätten sie einen unmittelbaren Einfluss auf 
deren Höhe. Spanien hob hervor, dass gemäß Artikel 2 
Absatz 2 des Gesetzes 8/2009 in Verbindung mit 
Artikel 33 des Gesetzes 17/2006 der einzige Faktor zur 
Bestimmung der Höhe der zugunsten RTVE gewährten 
öffentlichen Finanzierung die Nettokosten für die Erfül­
lung des öffentlichen Auftrags seien, unabhängig von 
dem jeweiligen Steueraufkommen. Bei der Planung der 
Kosten für die Erfüllung des öffentlichen Auftrags würden 
die Steuereinnahmen nicht berücksichtigt. Vielmehr wür­
den die Kosten für diesen Dienst in den vorhergehenden 
Geschäftsjahren als Grundlage herangezogen. 

(33) Spanien bestätigte, dass die Beiträge aus den Steuern von 
Fernsehsendern und Telekommunikationsbetreibern nicht 

nur an RTVE fließen würden. Die Steuereinnahmen wür­
den ganz im Gegenteil an den Staatshaushalt weitergelei­
tet (Staatskasse), von wo sämtliche Zahlungen an RTVE 
vorgenommen werden. Spanien habe für den Beitrag aus 
Steuern gewisse Höchstgrenzen festgelegt Entsprechend 
der Regelung würden überschüssige Einnahmen dem all­
gemeinen Staatshaushalt zugewiesen und könnten somit 
für andere Zwecke eingesetzt werden. Zudem könne Spa­
nien bei der Entscheidung über die tatsächliche Zuwei­
sung von Mitteln an RTVE prozentuale Anteile am Steu­
eraufkommen festlegen, die unter diesen Höchstgrenzen 
liegen. So sehe die Haushaltsplanung für das Jahr 2010 
beispielsweise eine Zuweisung zugunsten von RTVE vor, 
die weniger als 50 % des maximal möglichen Beitrags 
betrage. 

(34) Laut Angaben der spanischen Behörden würde der Um­
stand, dass die Einnahmen durch die neuen Steuern über 
oder unter den veranschlagten Beträge liege, keine Ände­
rungen im Hinblick auf die zur Kompensation für die 
Erfüllung des öffentlichen Auftrags eingeplanten Beträge 
mit sich bringen. Falls die Einnahmen aus den neuen 
Steuerquellen nicht ausreichend sein sollten, um das 
durch den Wegfall der Werbung entstandene Finanzie­
rungsdefizit zu decken, würden die notwendigen Mittel 
gemäß Artikel 33 des Gesetzes 17/2006 aus dem Staats­
haushalt geleistet. Überschüssige Einnahmen würden dem 
Staatshaushalt zugewiesen. Schließlich würden die Ein­
nahmen, die den in Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes 
8/2009 festgelegten Höchstbetrag von 1,2 Mrd. EUR 
übersteigen, an die Staatskasse weitergeleitet. Daher hängt 
die geplante Gesamtfinanzierung von RTVE zur Erfüllung 
ihres öffentlichen Auftrags nicht vom Umfang spezi­
fischer Steuereinnahmen ab, sondern stammt auf jeden 
Fall aus dem Staatshaushalt. 

(35) In Bezug auf die Verhältnismäßigkeit der Beihilfe legte 
Spanien dar, dass die Einhaltung des Nettokosten­
deckungsprinzips garantiert sei. Gemäß Artikel 33 Ab- 
satz 1 des Gesetzes 17/2006, geändert durch das Gesetz 
8/2009, stellten die Nettokosten den einzigen Parameter 
dar, nach dem die tatsächliche Höhe der Beihilfe be­
stimmt werde. Gemäß Artikel 2 Absatz 2 und 
Artikel 8 Absatz 2 des Gesetzes 8/2009 würden aus 
dem Staatshaushalt die notwendigen Mittel geleistet, so­
fern das Steueraufkommen unzureichend ist. Überschüs­
sige Einnahmen würden dagegen dem Staatshaushalt zu­
geführt werden, mit Ausnahme der möglichen Überkom­
pensation in Höhe von 10 % der jährlichen Haushalts­
ausgaben, welche in Artikel 8, Absätze 1 und 2 vorgese­
hen ist. 

(36) Spanien habe im Hinblick auf die Angemessenheit der 
jährlichen Haushaltsplanung in Höhe von 1,2 Mrd. EUR 
für die nächsten Geschäftsjahre nicht willkürlich gehan­
delt. Dieser Betrag basiere vielmehr auf den jährlichen 
Haushaltsausgaben, die RTVE bei der Erfüllung ihres öf­
fentlichen Auftrags entstanden seien. Die entsprechenden 
Verpflichtungen hätten keine Änderung in der Weise er­
fahren, dass eine Reduzierung der Ausgaben zu erwarten 
sei. Die klägerische Seite scheint vielmehr den Umstand 
zu übersehen, dass RTVE voraussichtlich 104 Mio. EUR 
in zusätzliche Produktionen investieren muss, um die 
durch den Wegfall der Werbespots frei gewordene Sende­
zeit zu füllen.
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( 12 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.



(37) Ebenso wenig kann angenommen werden, dass RTVE mit 
dem Wegfall der Werbung keine große Zuschauerschaft 
mehr zu gewinnen braucht und daher ihre Produktions­
kosten reduzieren und weniger interessante Programme 
anbieten könne. Gemäß ihrem öffentlichen Auftrag ist 
RTVE dazu verpflichtet, im Vergleich zu den übrigen 
Fernsehkanälen eine herausragende Präsenz und eine be­
achtliche Zuschauerschaft aufrechtzuerhalten, damit sie 
diesen Auftrag effizient erfüllen kann. 

(38) Schließlich garantieren gemäß Artikel 37 des Gesetzes 
17/2006 die interne Kontrolle, die Kontrolle durch das 
staatliche Kontrollorgan IGAE (Intervención General de la 
Administración del Estado) und die externe Kontrolle 
durch ein spezialisiertes Privatunternehmen (KPMG) eine 
wirksame Nachkontrolle (ex post) des RTVE-Haushalts. 
Außerdem überwachten gemäß Artikel 39 und 40 dieser 
Rechtsnorm das Parlament und die Rundfunkregulie­
rungsbehörde die Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
durch RTVE und deren jährliche Buchführung. Schließlich 
unterliege RTVE der Kontrolle durch den spanischen 
Rechnungshof. 

(39) Bezüglich des Vorhandenseins einer Vorabkontrolle (ex 
ante) für neue Dienste von Bedeutung wies Spanien da­
rauf hin, dass ein entsprechendes Verfahren in Artikel 41 
Absatz 3 des Gesetzes 7/2010 vom 31. März über au­
diovisuelle Kommunikation ( 13 ) festgelegt sei. Mit dieser 
Vorabkontrolle sei die unabhängige spanische Behörde 
zur Kontrolle und Regulierung des öffentlichen Rund­
funks „Consejo Estatal de Medios Audiovisuales“ betraut. 
Sie bestehe aus der öffentlichen Anhörung der betroffe­
nen Parteien, der Veröffentlichung der entsprechenden 
Ergebnisse und der Beurteilung der globalen Wirkungen 
jedes neuen Dienstes auf den Markt. Außerdem signali­
sierten die spanischen Behörden ihre Absicht, noch vor 
dem 1. November 2010 einen Programmvertrag mit 
RTVE zu unterzeichnen, in welchem festgelegt werden 
solle, was unter einem „neuen Dienst von Bedeutung“ 
zu verstehen ist. Nach dem Entwurf zum Programmver­
trag gilt als „neuer Dienst von Bedeutung“ ein „neues 
Angebot, das sich von den bereits bestehenden Angebo­
ten deutlich unterscheidet, welche als Referenzprodukt­
markt klassifizierbar sind, und das marktrelevante Wir­
kungen entfalten kann, insbesondere im Hinblick auf 
seine Auswirkungen auf die Nachfrage“. 

V. WÜRDIGUNG DER MASSNAHME 

Vorliegen einer Beihilfe im Sinne des Artikel 107 
Absatz 1 AEUV 

(40) In Bezug auf staatliche Beihilfen bestimmt Artikel 107 
Absatz 1 AEUV, dass staatliche oder aus staatlichen Mit­
teln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die durch die 
Begünstigung bestimmter Unternehmen oder Produkti­
onszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu verfäl­
schen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar sind, 
soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beein­
trächtigen. 

(41) Die Finanzmittel des spanischen Systems zur Finanzie­
rung von RTVE fließen dem Staatshaushalt zu, von wo 
aus sie freigegeben werden. Sie stellen eine unmittelbare 
Gewährung öffentlicher Mittel zugunsten eines be- 

stimmten Unternehmens dar, wobei es sich um Mittel 
handelt, zu denen seine Wettbewerber keinen Zugang 
haben. Daher genießt RTVE einen selektiven Vorteil. 

(42) Im Rahmen der vor Einleitung des Verfahrens übersand­
ten Stellungnahme erklärte Spanien jedoch, dass die Re­
form den Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht beein­
trächtige, da RTVE nicht außerhalb des spanischen Ho­
heitsgebietes tätig sei. Wenn jedoch eine öffentliche fi­
nanzielle Beihilfe die Stellung eines Unternehmens gegen­
über anderen Wettbewerbern im innergemeinschaftlichen 
Handel stärkt, so ist davon auszugehen, dass dieser auch 
dann durch die Beihilfe beeinträchtigt ist, wenn das be­
günstigte Unternehmen selbst nicht im Export tätig 
ist ( 14 ). Ebenso wenig müssen auf dem Dienstleistungs- 
und dem Vertriebssektor tätige Unternehmen, die von 
einem Mitgliedstaat Beihilfen erhalten, selbst außerhalb 
dieses Mitgliedstaats aktiv sein, damit die Beihilfen den 
innergemeinschaftlichen Handel beeinflussen ( 15 ). 

(43) Angesichts dieses Prinzips wird in den Mitteilungen der 
Kommission über die Anwendung der Vorschriften über 
staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rund­
funk von 2001 und 2009 Folgendes ausgeführt: „Ferner 
ist generell davon auszugehen, dass die staatliche Finan­
zierung öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten den 
Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinflusst. […] Dies 
gilt eindeutig für den — häufig international abgewickel­
ten — Erwerb und Verkauf von Programmrechten. […] 
Außerdem kann sich die Eigentumsstruktur kommerziel­
ler Rundfunkveranstalter auf mehr als einen Mitgliedstaat 
erstrecken“ ( 16 ). 

(44) RTVE selbst ist auf den internationalen Märkten tätig 
(Verkauf von Programmen und Erwerb von Senderech­
ten). Über die Europäische Rundfunkunion tauscht sie 
Fernsehprogramme aus und nimmt am Eurovisionssys­
tem teil ( 17 ). Außerdem steht sie im Bereich des An- 
und Verkaufs von Senderechten in unmittelbarem Wett­
bewerb mit kommerziellen Rundfunk- und Fernsehanstal­
ten, die auf dem nationalen und internationalen Markt 
tätig sind und deren Aktionärsstruktur international ge­
prägt ist. Daher könnte die Beihilfe auch ohne die kom­
merziellen Aktivitäten, die RTVE bis August 2009 aus­
übte, den Wettbewerb auf dem spanischen Markt zum 
Nachteil des Handels zwischen Mitgliedstaaten verfäl­
schen. Die Kommission hat diesen Punkt bereits in ihren 
Entscheidungen E 8/2005 und NN 8/2007 ausgeführt. 

(45) Die Kommission hat auch die Möglichkeit in Erwägung 
gezogen, dass es sich bei den Finanzierungsmaßnahmen 
um eine bloße Kompensation für die Erfüllung eines öf­
fentlichen Auftrags im Sinne des Urteils des Gerichtshofs 
in der Rechtssache Altmarkt ( 18 ) handele, welche RTVE 
keinerlei finanzielle Vorteile gewähre. RTVE ist ein
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( 13 ) BOE 79, vom 1.4.2010, S. 30157. 

( 14 ) Urteil vom 17. Juni 1999 in der Rechtssache C-75/97, Maribel a 
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( 17 ) Urteil vom 8. Oktober 2002 in den verbundenen Rechtssachen T- 
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(M6) und andere/Kommission, Slg. 2002, S. II-03805. 

( 18 ) Urteil vom 24. Juli 2003 in der Rechtssache C-280/00, Altmark 
Trans, Slg. 2003, S. I-07747.



Unternehmen, das mit der Erbringung einer Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut 
wurde, dem öffentlichen Rundfunkdienst. Die staatlichen 
Maßnahmen zur Kompensation der zusätzlichen Netto­
kosten einer solchen Dienstleistung von allgemeinem 
wirtschaftlichem Interesse können nicht als staatliche Bei­
hilfen qualifiziert werden, wenn sie alle in diesem Urteil 
festgelegten Voraussetzungen erfüllen. Erstens muss das 
begünstigte Unternehmen tatsächlich mit der Erfüllung 
eines öffentlichen Auftrags betraut sein, und dieser 
muss klar definiert sein. Zweitens sind die Parameter, 
anhand deren der Ausgleich berechnet wird, zuvor ob­
jektiv und transparent aufzustellen. Drittens darf der Aus­
gleich nicht über das hinausgehen, was erforderlich ist, 
um die Kosten der Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
unter Berücksichtigung der dabei erzielten Einnahmen 
und eines angemessenen Gewinns aus der Erfüllung die­
ser Verpflichtungen ganz oder teilweise zu decken. Und 
viertens ist die Höhe des erforderlichen Ausgleichs, sofern 
die Wahl des Unternehmens, das mit der Erfüllung des 
öffentlichen Auftrags betraut werden soll, nicht im Rah­
men eines Verfahrens zur Vergabe öffentlicher Aufträge 
erfolgt, in dessen Rahmen der Anbieter ausgewählt wer­
den kann, der die Leistung mit den für die Allgemeinheit 
niedrigsten Kosten erbringt, auf der Grundlage einer Ana­
lyse der Kosten zu bestimmen, die einem durchschnitt­
lichen, gut geführten Unternehmen, das so angemessen 
mit Mitteln ausgestattet ist, dass es den gestellten Anfor­
derungen des öffentlichen Auftrags genügen kann, bei 
der Erfüllung der betreffenden Verpflichtungen entstan­
den wären. 

(46) Sofern öffentliche Zuschüsse, die ausdrücklich einem mit 
einem öffentlichen Auftrag betrauten Unternehmen ge­
währt werden, um die bei der Erfüllung dieser Verpflich­
tungen entstehenden Kosten auszugleichen, diese Voraus­
setzungen nicht erfüllen, fallen sie in den Anwendungs­
bereich des Artikels 107 Absatz 1 AEUV und müssen im 
Sinne dieser Norm als staatliche Beihilfe angesehen wer­
den ( 19 ). 

(47) RTVE wurde kraft der Gesetze 17/2006 und 8/2009 mit 
der Erbringung öffentlicher Rundfunkleistungen beauf­
tragt und damit als Betreiber zur Ausführung eines öf­
fentlichen Auftrags bestimmt, und gerade nicht im Rah­
men eines öffentlichen Ausschreibungsverfahrens. Die 
spanischen Behörden haben die Höhe des erforderlichen 
Ausgleichs auch nicht auf der Grundlage einer Analyse 
der Kosten bestimmt, die einem durchschnittlichen, gut 
geführten und ausgestatteten Unternehmen bei der Erfül­
lung der betreffenden Verpflichtungen entstanden wären. 
Die Kompensation wird jährlich bestimmt, auf der 
Grundlage der laufenden Nettokosten, ohne sich dabei 
auf ein gut geführtes Unternehmen zu beziehen. Die 
Parameter zur Berechnung des Ausgleichs wurden nicht 
zuvor objektiv und transparent aufgestellt. Daher werden 
nicht alle vom Gerichtshof aufgestellten Voraussetzungen 
erfüllt und die prüfungsgegenständlichen Maßnahmen 
können als staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 
107 Absatz 1 AEUV qualifiziert werden ( 20 ). 

Prüfung, ob die Maßnahmen als „bestehende Bei­
hilfe“ qualifiziert werden können 

(48) Spanien hat die neue Beihilfemaßnahme nicht angemel­
det. Es behauptet, diese würde keine wesentliche Ände­
rung der bestehenden Beihilferegelung darstellen, welche 
entsprechend der Entscheidung der Kommission in der 
Rechtssache E8/2005 im Sinne des Artikels 108 Ab- 
satz 3, AEUV geändert wurde, und dass es sich daher 
nicht um eine „neue Beihilfe“ handele, die eine förmliche 
Anmeldung erforderlich mache. 

(49) Gemäß Artikel 1 Buchstabe c der Verordnung (EG) 
Nr. 659/1999 gelten als „neue Beihilfen“ alle Beihilfen, 
die keine bestehenden Beihilfen sind, einschließlich Än­
derungen bestehender Beihilfen. Gemäß Artikel 4 der 
Durchführungsverordnung (EG) Nr. 794/2004 gelten Än­
derungen rein formaler oder verwaltungstechnischer Art, 
die keinen Einfluss auf die Würdigung der Vereinbarkeit 
der Beihilfemaßnahme mit dem Gemeinsamen Markt ha­
ben können, sowie Erhöhungen (um bis zu 20 %) der 
Ausgangsmittel für eine bestehende Beihilfe nicht als Än­
derungen bestehender Beihilfen. 

(50) Um eine Änderung einer bestehenden Regelung als „neue 
Beihilfe“ qualifizieren zu können, muss die Änderung des 
Systems wesentlich sein, das heißt, es muss eine Ände­
rung der wesentlichen Merkmale erfolgt sein. Diese ist 
beispielsweise dann der Fall, wenn sich die eingeführten 
Änderungen auf den verfolgten Zweck, die Grundlage zur 
Festlegung der steuerlichen Last, die betroffenen natürli­
chen oder juristischen Personen oder im Allgemeinen auf 
die Finanzierungsquelle beziehen ( 21 ). In dem in Rede 
stehenden Fall wurde die Quelle zur Finanzierung von 
RTVE wesentlich verändert. Die neuen Finanzierungsquel­
len implizieren auch, dass nunmehr die Finanzierung im 
Zusammenhang mit Werbung (bei der es sich nicht um 
eine Beihilfe handelte) durch den Staat bereitgestellt wird 
(was sehr wohl eine Beihilfe darstellt). Diese deutliche 
Erhöhung der Beihilfe und der Wechsel von einem dua­
len System zu einem Einzelfinanzierungssystem weisen 
deutlich darauf hin, dass es sich um eine neue Beihilfe 
handelt. 

(51) Es trifft zwar zu, dass Artikel 1 Buchstabe c der Beihilfe­
verfahrensordnung festlegt, dass Änderungen bestehender 
Beihilfen als neue Beihilfen gelten. Nach dem Wortlaut 
dieser Bestimmung ist jedoch „nicht ‚jede geänderte be­
stehende Beihilfe‘ als neue Beihilfe anzusehen, sondern 
nur die Änderung als solche kann als neue Beihilfe einge­
stuft werden“, wie das Gericht erster Instanz in der 
Rechtssache Gibraltar ( 22 ) hervorhob. Im Folgenden führte 
das Gericht aus, dass „die ursprüngliche Regelung durch 
die Änderung nur dann in eine neue Beihilferegelung 
umgewandelt wird, wenn die Änderung sie in ihrem 
Kern betrifft. Um eine derartige wesentliche Änderung 
kann es sich jedoch nicht handeln, wenn sich das neue 
Element eindeutig von der ursprünglichen Regelung tren­
nen lässt.“ ( 23 )
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(52) Aus dieser Rechtsprechung und Gesetzgebung ergibt sich, 
dass die Anpassungen, die keine Auswirkungen auf die 
Beurteilung der Vereinbarkeit der Beihilfemaßnahme ha­
ben, sich auch nicht auf den Kern der Beihilfe auswirken, 
weswegen sie die Einordnung der Maßnahme als beste­
hende Beihilfe nicht berühren. Andererseits kann die Än­
derung Gegenstand einer unabhängigen Würdigung sein, 
ohne sich auf die übrigen Elemente der Regelung zu 
beziehen, wenn eine Änderung zwar den Regelungskern 
betrifft, jedoch nicht in dem Maße, dass eine neue Wür­
digung notwendig wäre. In diesem Fall findet die Mittei­
lungspflicht gegenüber und die Prüfung durch die Kom­
mission einzig und allein auf die Änderung Anwendung. 

(53) Die drei steuerlichen Maßnahmen, die kraft der Artikel 4, 
5 und 6 des Gesetzes 8/2009 eingeführt bzw. geändert 
werden, sind von der gegenwärtigen Regelung zur Finan­
zierung von RTVE abtrennbar. Auch wenn sich die neuen 
Finanzierungsquellen auf die Rechtmäßigkeit der Rege­
lung als solche auswirken können, haben sie jedoch kei­
nerlei Auswirkungen auf die Bewertung der übrigen Ele­
mente der zugunsten RTVE gewährten Beihilfe und auch 
nicht auf die möglichen Auswirkungen der Beihilfe auf 
den Markt. 

(54) Die neuen Steuern können als neue Elemente der Beihilfe 
insofern neue Beihilfen darstellen, als sie keinem der Fälle 
entsprechen, die in Artikel 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 659/1999 vorgesehen sind. Sie wurden durch 
ein Gesetz eingeführt, das nach dem Inkrafttreten des 
Vertrags verabschiedet wurde; sie stellen keine Einzelbei­
hilfe dar, die im Rahmen einer genehmigten Beihilferege­
lung gewährt wird; eine Genehmigung nach Artikel 4 
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 ist nicht 
erfolgt; es wurde keine Frist von zehn Jahren bis zur 
ersten Maßnahme der Kommission gewährt und schließ­
lich finden sie auf Branchen Anwendung, die zum Zeit­
punkt des Inkrafttretens dem Wettbewerb zugänglich 
sind. Selbst wenn man das Argument der spanischen 
Behörden als Hypothese in dem Sinne zulassen würde, 
dass sie als Änderung der bestehenden Finanzierungsrege­
lung anzusehen seien, so scheint doch die Finanzierungs­
weise der zusätzlichen Mittel zugunsten von RTVE im 
Hinblick auf die Quelle dieser Mittel eine wesentliche 
Änderung der bestehenden Finanzierungsregelung dar­
zustellen. Die bestehende Regelung enthält keine speziel­
len steuerlichen Lasten, die zugunsten von RTVE erhoben 
werden, wobei sich deren Rechtmäßigkeit auf die Verein­
barkeit der Beihilfe insgesamt auswirken kann. 

(55) Wie bereits im Beschluss zur Verfahrenseinleitung dar­
legt, riefen die Änderungen bezüglich der Finanzierung 
von RTVE im Hinblick auf deren allgemeine Vereinbar­
keit mit dem Vertrag bei der Kommission Bedenken her­
vor und machten eine ergänzende Würdigung durch die 
Kommission notwendig. Zumindest hätten diese Ände­
rungen der Kommission förmlich mitgeteilt werden müs­
sen. Wie bereits dargelegt, bezieht sich die Einordnung 
als „neue Beihilfe“ einzig und allein auf die Änderung als 
solche, sodass die Kommission das Verfahren zu dem 
einzigen Zweck eingeleitet hat, die Qualität dieser Ände­
rungen und deren Auswirkungen hinsichtlich der Verein­
barkeit der Beihilfe zu überprüfen. 

Vereinbarkeit der Beihilfe 

Definition des öffentlichen Auftrags von RTVE 

(56) Die Kommission beurteilt Beihilfen an öffentlich-recht­
liche Rundfunkanstalten in Form einer Ausgleichszahlung 
für die Erfüllung eines öffentlichen Auftrags anhand der 
Bestimmungen in Artikel 106 Absatz 2 AEUV, wobei die 
in der Mitteilung von 2001 über die Anwendung der 
Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk (Rundfunkmitteilung von 
2001) ( 24 ) festgelegten Voraussetzungen als Grundlage 
herangezogen werden. Gemäß der Mitteilung der Kom­
mission über die zur Beurteilung unrechtmäßiger staatli­
cher Beihilfen anzuwendenden Regeln und gemäß Rand­
nummer 100 der Rundfunkmitteilung von 2009 findet 
im Falle von nicht angemeldeten neuen Beihilfen die neue 
Mitteilung nur dann Anwendung, wenn die Beihilfe nach 
deren Veröffentlichung am 27. Oktober 2009 gewährt 
wurde. Im vorliegenden Fall erfolgte die Festlegung des 
neuen Beihilfesystems jedoch mit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes am 1. September 2009. Daher ist die neue 
Finanzierungsregelung auf der Grundlage der Rundfunk­
mitteilung von 2001 und der späteren Einzelfallprü­
fung ( 25 ) der Kommission zu beurteilen. 

(57) Die Ausnahmeregelung des Artikel 106 Absatz 2 AEUV 
ist auf eine Maßnahme nur dann anwendbar, wenn die 
folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

a) Die betreffende Dienstleistung muss eine Dienstleis­
tung von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse 
und von dem Mitgliedstaat klar als solche definiert 
worden sein (Definition); 

b) das betreffende Unternehmen muss von dem Mitglied­
staat ausdrücklich mit der Erbringung dieser Dienst­
leistung betraut worden sein (Betrauung); 

c) die Anwendung der Wettbewerbsregeln des Vertrags 
(in diesem Fall des Beihilfenverbots) muss die Erfül­
lung der dem Unternehmen übertragenen besonderen 
Aufgaben verhindern und die Freistellung von diesen 
Vorschriften darf die Entwicklung des Handels nicht 
in einem Ausmaß beeinträchtigen, das dem Interesse 
der Gemeinschaft zuwiderläuft (Verhältnismäßig­
keit) ( 26 ). 

(58) Im vorliegenden Fall des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
müssen bei der Anwendung dieser Kriterien die Aus­
legungsvorschriften des Amsterdamer Protokolls beachtet 
werden. Ausgehend vom „öffentlich-rechtlichen Auftrag, 
wie er von den Mitgliedstaaten den Anstalten übertragen, 
festgelegt und ausgestaltet wird“ (Definition und Betrau­
ung) sieht das Protokoll in Bezug auf die Finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eine Ausnahme von 
den Vertragsvorschriften vor, insofern als der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk „dem öffentlich-rechtlichen Auftrag 
[…] dient und die Handels- und Wettbewerbsbedingun­
gen in der Gemeinschaft nicht in einem Ausmaß

DE L 1/16 Amtsblatt der Europäischen Union 4.1.2011 

( 24 ) ABl. C 320 vom 15.11.2001, S. 5. 
( 25 ) Diese Einzelfallprüfung wurde mit der Rundfunkmitteilung von 

2009 konsolidiert. Mit der Befolgung dieser Mitteilung hat Spanien 
übrigens auch die Rundfunkmitteilung von 2001 und die entspre­
chende Einzelfallprüfung zu respektieren. 

( 26 ) Siehe Randnummer 29 der Rundfunkmitteilung von 2001.



beeinträchtigt, das dem gemeinsamen Interesse zuwider­
läuft, wobei den Erfordernissen der Erfüllung des öffent­
lich-rechtlichen Auftrags Rechnung zu tragen ist.“ (Ver­
hältnismäßigkeit) ( 27 ). 

(59) Die Definition des öffentlichen Auftrags durch das Gesetz 
17/2006 wurde von der Kommission in ihrer Entschei­
dung über die Finanzierung von RTVE in den 
Rechtssachen E8/2005 und NN 8/2007 als für 
mit Artikel 106 Absatz 2 AEUV vereinbar erachtet. 
Artikel 9 des Gesetzes 8/2009 wirkt sich auf diese De­
finition insofern aus, als für den RTVE-Rundfunk be­
stimmte Pflichten und inhaltliche Einschränkungen hin­
zugefügt werden. Daher ist das Tatbestandsmerkmal einer 
angemessenen Definition des öffentlichen Auftrags gege­
ben. Außerdem kann der Rückzug von RTVE vom Fern­
sehwerbemarkt zur Stärkung des öffentlichen Auftrags 
dienen, da die Programmgestaltung in geringerem Um­
fang von kommerziellen Erwägungen und den veränder­
lichen kommerziellen Einnahmen abhängig sein wird. 

(60) Aus diesen Gründen verzichtete die Kommission im Be­
schluss über die Verfahrenseinleitung auf die Darlegung 
von Bedenken hinsichtlich dieser Gesichtspunkte der Fi­
nanzierung von RTVE. 

Die Wahl der Finanzierungsweise für RTVE 

(61) Wesentliche Merkmale der Änderungen im Hinblick auf 
die Finanzierung von RTVE sind die nahezu vollständige 
Einstellung ihrer kommerziellen Tätigkeiten und der 
Wechsel von einer „dualen Finanzierung“ (mit öffent­
lichen Mitteln und Einnahmen aus kommerziellen Tätig­
keiten) zu einer „Einzelfinanzierung“, bei dem der Rund­
funk ausschließlich bzw. nahezu ausschließlich über öf­
fentliche Mittel finanziert wird, entsprechend der Abgren­
zung, die in Absatz 45 der Rundfunkmitteilung von 
2001 festgelegt ist. Es steht den Mitgliedstaaten frei, 
sich für diese unterschiedlichen Finanzierungsquellen 
und die dazugehörigen Modalitäten zu entscheiden. Es 
ist jedoch nicht so, dass der Teil der Einnahmen von 
RTVE, der bisher aus kommerziellen Tätigkeiten 
stammte, einfach gemäß Artikel 33 des Gesetzes 
17/2006 durch Mittel aus dem Staatshaushalt ersetzt 
wird. Die Ersetzung geht mit der Einführung bzw. der 
Änderung bestimmter Steuern einher, mit dem ausdrück­
lichen Zweck, für das notwendige Steueraufkommen zu 
sorgen. 

(62) Der zwischen der Finanzierung und den Einnahmen aus 
den neuen Steuern hergestellte Zusammenhang legt den 
Schluss nahe, dass das damit erzielte Steueraufkommen 
zur Finanzierung der an RTVE gewährten Beihilfe be­
stimmt sei und auf deren Höhe einen direkten Einfluss 
habe. Wenn eine steuerliche Last, die speziell zur Finan­
zierung einer Beihilfe bestimmt ist, gegen andere Bestim­
mungen des Vertrags verstößt, so kann die Kommission 
die Beihilferegelung, zu der auch diese steuerliche Last 
gehört, nicht für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklä­
ren. Daher kann auch die Methode, mit der Beihilfen 
finanziert werden, dazu führen, dass die gesamte Beihilfe­
regelung mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. Wie 
schon unter den Randnummern 21, 22 und 23 

ausgeführt muss daher geprüft werden, ob das neue Fi­
nanzierungssystem diesen obligatorischen Zusammen­
hang zwischen der Beihilfe und dem Zweck der Steuern 
herstellt, und ob die Kommission infolgedessen die Wir­
kungen der neuen Beihilfen bei der Prüfung der staatliche 
Beihilfe zu berücksichtigen hat. 

(63) Um annehmen zu können, dass eine Steuer einen Be­
standteil einer Beihilfe ausmacht, muss deren Zweck 
mit der Beihilfe zwingend verbunden sind, dahingehend, 
dass das Steueraufkommen zwingend zur Finanzierung 
der Beihilfe eingesetzt wird und sich unmittelbar auf de­
ren Höhe auswirkt ( 28 ). 

(64) Diese Voraussetzungen werden im vorliegenden Fall nicht 
erfüllt. Spanien hat bestätigt, dass die Höhe der Beihilfe 
zugunsten von RTVE einzig und allein unter Berücksich­
tigung des Finanzbedarfs von RTVE und den geschätzten 
Nettokosten für die Erfüllung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkauftrags festgelegt wird. Praktisch und entspre­
chend der gesetzlichen Regelung ist die Finanzierung von 
RTVE damit unabhängig von dem Steueraufkommen, da 
sie ausschließlich von den Nettokosten für die Erfüllung 
des öffentlichen Auftrags abhängt. Einerseits dürfen die 
Einnahmen durch die Steuern zur Finanzierung von 
RTVE die Nettokosten zur Erfüllung des öffentlichen Auf­
trags nicht übersteigen (überschüssige Einnahmen werden 
an den Staatshaushalt rückerstattet). Andererseits gilt, 
dass wenn die Nettokosten für die Erfüllung des öffent­
lichen Auftrags das Steueraufkommen übersteigen, die 
Differenz mit Beiträgen aus dem Staatshaushalt vervoll­
ständigt wird. Die Erzielung eines höheren oder geringe­
ren Steueraufkommens wirkt sich daher nicht auf die 
vorgesehenen Beträge aus. Falls die Einnahmen aus den 
neuen Steuerquellen nicht ausreichend sein sollten, um 
das durch den Wegfall der Werbung entstandene Finan­
zierungsdefizit zu decken, würden die notwendigen Mit­
tel gemäß Artikel 33 des Gesetzes 17/2006 aus dem 
Staatshaushalt geleistet. Überschüssige Einnahmen wür­
den dem Staatshaushalt zugewiesen. Daher hängt die ge­
plante Gesamtfinanzierung von RTVE zur Erfüllung ihres 
öffentlichen Auftrags nicht von der Höhe des spezi­
fischen Steueraufkommens ab, sondern stammt auf jeden 
Fall aus dem Staatshaushalt. 

(65) Der Umstand, dass der Zusammenhang zwischen den 
Steuern und dem Zweck, zu dem diese eingeführt wer­
den, in den Gesetzgebungsmotiven und im Gesetz selbst 
genannt wird, ändert an dieser Schlussfolgerung nichts. 
Bei der Abfassung des Gesetzestextes („zum Zwecke der 
Finanzierung der Corporación RTVE“) wird die Qualität 
des Zusammenhangs zwischen den Steuern und der Bei­
hilfe nicht festgelegt. 

(66) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die 
drei unter Randnummer 14 beschriebenen steuerlichen 
Maßnahmen keinen Bestandteil der Beihilfe ausmachen. 
Daher ist ihre Rechtmäßigkeit für die Beurteilung der 
Vereinbarkeit der Beihilfe zugunsten von RTVE nicht re­
levant. Ebenso wenig relevant für die Beurteilung der
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staatlichen Beihilfe sind die Stellungnahmen der Beteilig­
ten im Hinblick auf deren Rechtmäßigkeit. Daher hat das 
gegenwärtig laufende Vertragsverletzungsverfahren im 
Zusammenhang mit der Steuer auf elektronische Kom­
munikationen wegen möglicher Verletzung des Artikels 
12 der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie) 
keine Auswirkungen auf diesen Beschluss. 

Verhältnismäßigkeit der Maßnahme 

(67) Im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit der Kompensa­
tion, damit sie nicht mehr als die Nettokosten zur Erfül­
lung des öffentlichen Auftrags durch RTVE abdeckt, sieht 
das neue Gesetz vor, dass sämtliche Einnahmen, welche 
die Nettokosten zur Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
zuzüglich einer Rücklage in Höhe von 10 % übersteigen, 
an den spanischen Staatshaushalt rückzuerstatten sind. 
Für einen maximalen Zeitraum von vier Jahren kann 
ein Überschuss in Höhe von 10 % als Rücklagenfonds 
unterhalten werden, um etwaige unzureichende Kompen­
sationen in vorhergehenden Geschäftsjahren oder außer­
gewöhnliche Kosten abzudecken. Dieser Mechanismus 
zur Vermeidung einer unzulässigen Überkompensation 
steht in Einklang mit der Einzelfallprüfung der Kommis­
sion ( 29 ). 

(68) Im Interesse der Verhältnismäßigkeit der Beihilfe müssen 
die Mitgliedstaaten außerdem einen geeigneten Mechanis­
mus implementieren, der die Durchführung einer regel­
mäßigen und wirksamen Kontrolle im Hinblick auf die 
Verwendung der öffentlichen Mittel zur Erfüllung des 
öffentlichen Auftrags ( 30 ) ermöglicht, und der sicherstellt, 
dass die Finanzierung, die vom Staat jedes Jahr geleistet 
wird, die Nettokosten zur Erfüllung des öffentlichen Auf­
trags nicht übersteigt ( 31 ). Spanien unterhält ein externes 
Kontrollsystem, das mit dem Gesetz 17/2006 eingeführt 
wurde. Dieses vorstehend beschriebene System wurde mit 
Entscheidung E8/2005 von der Kommission anerkannt. 
Es ermöglicht unter anderem die Bestimmung der Netto­
kosten für die Erbringung der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkdienstleistungen. 

(69) Da sich der Wegfall der Werbung jedoch auf die Kosten 
der Rundfunkeinrichtung auswirken könnte, indem er­
reicht wird, dass die Programmgestaltung in geringerem 
Umfang von kommerziellen Erwägungen abhängig ist, 
setzte die Kommission mit ihrer Entscheidung Spanien 
und anderen Beteiligten eine Frist zur Abgabe einer Stel­
lungnahme zu dem Finanzierungsmechanismus, mit dem 
die Möglichkeit ausgeschlossen werden soll, dass eine 
Überkompensation erfolgt. 

(70) Die Beteiligten zeigten sich über die Wahrscheinlichkeit, 
dass RTVE eine Überkompensation erhalten könne, be­
sorgt. Das für RTVE eingeplante Budget in Höhe von 1,2 
Mrd. EUR pro Jahr basiere nicht auf einer angemessenen 
Berechnung der Nettokosten für die Erfüllung des öffent­
lichen Auftrags. Es werde nicht zwischen kommerziellen 

Tätigkeiten und der Wahrnehmung des öffentlichen Auf­
trags unterschieden und es werde nicht berücksichtigt, 
dass durch den Wegfall der Werbung die Kosten redu­
ziert würden, da die Programme keine große Zuschauer­
schaft mehr gewinnen müssten und damit mit weniger 
Mitteln produziert werden könnten. Außerdem würde die 
Gesamtkompensation für den Verlust der Werbeeinnah­
men unter Zugrundelegung der vorhergehenden Ge­
schäftsjahre berechnet, als die Wirtschaftskrise zu einem 
Rückgang der kommerziellen Einnahmen für das Jahr 
2010 und damit zu einem Rückgang der Gesamteinnah­
men von RTVE führte. Es sei nicht sachgerecht, dass 
RTVE mit der Abschaffung der Doppelfinanzierung un­
abhängig von den variablen kommerziellen Einnahmen 
garantierte Einnahmen erhalte. Sie legten auch ihre Be­
denken im Hinblick auf die Haushaltskontrolle dar. 

(71) Spanien zeigte jedoch auf, dass der geplante Haushalt 
auch weiterhin mit den in den Vorjahren veranschlagten 
jährlichen Kosten in Einklang stehe und dass es keinen 
Grund für die Annahme gebe, dass mit der bloßen Ab­
schaffung der Werbung eine beträchtliche Senkung der 
Kosten erreicht werden könnte, weder gegenwärtig noch 
in naher Zukunft. RTVE müsse auch weiterhin eine große 
Zuschauerschaft gewinnen und der Wegfall der Wer­
bespots mache die Finanzierung und Ausstrahlung zu­
sätzlicher Produktionen erforderlich. Im Vergleich mit 
den Zahlen der vorhergehenden Geschäftsjahre (2007: 
1 177 Mrd. EUR; 2008: 1 222 Mrd. EUR; 2009: 1 146 
Mrd. EUR) und unter Berücksichtigung der zusätzlichen 
Kosten (in Höhe von 104 Mio. EUR) für die Produktio­
nen zur Ausfüllung der Sendezeit, die zuvor für Werbung 
reserviert war, und der übrigen kommerziellen Einnah­
men (die schätzungsweise kaum 25 Mio. EUR ausma- 
chen) erscheint ein Deckelbetrag in Höhe von 1,2 Mrd. 
EUR für die haushaltsmäßig eingeplanten Kosten ange­
messen und stellt den Betrag für die jährlichen Haushalts­
kosten dar, der sich als Kompensation für die Erfüllung 
des öffentlichen Auftrags bei vernünftiger Betrachtungs­
weise als angemessen erweist. Außerdem schließe das 
Nettokostendeckungsprinzips bei Anwendung auf eine 
öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt notwendigerweise 
deren Schutz gegenüber Einnahmeschwankungen auf 
dem Werbemarkt ein. 

(72) Was die Haushaltskontrolle betrifft, hat Spanien auf die 
bestehenden Kontrollmechanismen verwiesen, die bereits 
kraft des Gesetzes 17/2006 implementiert und vorste­
hend unter der Randnummer 38 beschrieben wurden. 
Damit die staatliche Beihilfe die Nettokosten für die Er­
füllung des öffentlichen Auftrags nicht übersteigt, unter­
liegt der Haushalt gemäß Artikel 37 dieses Gesetzes einer 
wirksamen Nachkontrolle (ex post), welche eine interne 
Kontrolle, die Kontrolle durch das staatliche Kontroll­
organ IGAE (Intervención General de la Administración 
del Estado) und eine externe Kontrolle durch ein spezia­
lisiertes Privatunternehmen umfasst. Außerdem über­
wachen gemäß Artikel 39 und 40 des Gesetzes 17/2006 
das Parlament und die Rundfunkregulierungsbehörde die 
Erfüllung des öffentlichen Auftrags durch RTVE und de­
ren jährliche Buchführung. Schließlich unterliege RTVE 
der Kontrolle durch den spanischen Rechnungshof. Die 
Stellungnahmen der Beteiligten bieten keinen Anlass zu 
der Annahme, dass dieses System nicht angemessen an­
gewendet würde.
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( 29 ) Siehe zum Beispiel die Randnummer 281 („eine Marge von 10 %“) 
der Entscheidung E 3/2005 und die Randnummer 147 („10 % des 
Jahreshaushalts“) der Entscheidung C 2/2004 der Kommission vom 
22. Juni 2006. Diese Einzelfallprüfung wurde unter den Randnum­
mern 73 und 74 der Rundfunkmitteilung von 2009 konsolidiert 
und näher erläutert. 

( 30 ) Rundfunkmitteilung von 2001, Randnummer 41. 
( 31 ) Siehe Randnummer 282 der Entscheidung E 3/2005 und die Rand­

nummer 112 der Entscheidung E 4/2005.



(73) Die Kommission ist der Ansicht, dass keine Indizien da­
hingehend vorliegen, dass die geschätzte jährliche Kom­
pensation für die Erfüllung des öffentlichen Auftrags 
durch RTVE die angemessenen vorgesehenen Kosten 
übersteigen würde oder dass die Kompensation letztend­
lich die Nettokosten für die Erfüllung des öffentlichen 
Auftrags übersteigen würde. 

Diversifizierung der audiovisuellen Dienste 

(74) In ihrem Beschluss zur Verfahrenseinleitung fragte die 
Kommission die spanischen Behörden, ob sie über ein 
angemessenes Verfahren verfüge, mit dem ex ante beur­
teilt werden könne, ob die neuen audiovisuellen Dienste 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt RTVE die ma­
teriellen Voraussetzungen des Amsterdamer Protokolls 
erfüllen (die so genannte Vorabkontrolle) ( 32 ). Die von 
den spanischen Behörden bis dato übermittelten Informa­
tionen erlaubten es der Kommission nicht, zu überprü­
fen, ob Spanien bereits über einen solchen Mechanismus 
verfügt. Die Kommission teilt die Ansicht der spanischen 
Behörden insofern, als dieser Aspekt der Finanzierung 
von RTVE bereits Gegenstand der Entscheidungen aus 
2005 und 2007 war, welche sich auf das gesamte System 
zur Finanzierung von RTVE bezogen. Die Kommission ist 
ebenfalls der Auffassung, dass durch die Einführung der 
neuen steuerlichen Lasten, die Anlass zur Einleitung des 
vorliegenden Verfahrens gaben, das System nicht beein­
flusst worden ist. 

(75) Entsprechend den von Spanien übermittelten Informatio­
nen sieht Artikel 41 Absatz 3 des Gesetzes 7/2010 ( 33 ) 
jedoch ein solches Verfahren vor und betraut den „Con­
sejo Estatal de Medios Audiovisuales“ (die unabhängige 
spanische Behörde zur Kontrolle und Regulierung des 
öffentlichen Rundfunks) mit dieser Vorabkontrolle. Diese 
besteht aus der öffentlichen Anhörung der betroffenen 
Parteien, der Veröffentlichung der entsprechenden Ergeb­
nisse und der Beurteilung der globalen Wirkungen jedes 
neuen Dienstes auf dem Markt. Das Gesetz enthält jedoch 
keine Definition dessen, was unter einem „neuen Dienst 
von Bedeutung“ zu verstehen ist. Die Mitgliedstaaten ha­
ben die entsprechenden Voraussetzungen festzulegen ( 34 ). 
Spanien wies jedoch darauf hin, dass noch vor dem 
1. November 2010 die Unterzeichnung eines Programm­
vertrages mit RTVE geplant sei, der eine solche Definition 
enthalte. Nach dem Entwurf zum Programmvertrag gilt 
als „neuer Dienst von Bedeutung“ ein „neues Angebot, 
das sich von den bereits bestehenden Angeboten deutlich 
unterscheidet, welche als Referenzproduktmarkt klassifi­
zierbar sind, und das marktrelevante Wirkungen entfalten 
kann, insbesondere im Hinblick auf seine Auswirkungen 
auf die Nachfrage“. 

(76) Daher hat Spanien seine Pflicht zur Einführung einer 
Vorabkontrolle (ex ante) erfüllt und die Kommission 
nimmt zur Kenntnis, dass noch vor dem 1. November 
2010 die Einführung einer verbindlichen Definition des 
Begriffes „neuer Dienst von Bedeutung“ geplant ist. Die 
Kommission weist außerdem darauf hin, dass dieser Me­
chanismus nicht vor 2010 implementiert wurde. 

VI. SCHLUSSFOLGERUNG 

(77) Die Kommission muss davon ausgehen, dass Spanien die 
Reform zur Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Rund­
funkanstalt RTVE aufgrund der Verletzung des Artikels 
108 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union in unrechtmäßiger Weise angewen­
det hat. Die Kommission muss jedoch zu dem Schluss 
kommen, dass es zwischen dem Zweck der erhobenen 
Steuern und der Finanzierung der Beihilfe zugunsten von 
RTVE keinen zwingenden Zusammenhang gibt und dass 
diese Steuern die Vereinbarkeit dieser Beihilfe mit dem 
Vertrag nicht beeinträchtigen. Zudem gibt es in Spanien 
Schutzvorkehrungen, die einer etwaigen Überkompensa­
tion zugunsten von RTVE vorbeugen. Schließlich weist 
die Kommission darauf hin, dass Spanien im Hinblick auf 
die Einführung neuer Dienste von Bedeutung im Rahmen 
der Erfüllung des öffentlichen Auftrags ein Verfahren zur 
Vorabkontrolle implementiert hat. Daher ist die Beihilfe 
zugunsten der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt 
RTVE weiterhin mit dem Vertrag vereinbar — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalt 
„Corporación de Radio y Televisión Española“ (RTVE), welche 
von Spanien kraft des Gesetzes 8/2009 über die Finanzierung 
von RTVE geändert wurde, ist gemäß Artikel 106 Absatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union mit dem 
Binnenmarkt vereinbar. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Spanien gerichtet. 

Brüssel, den 20. Juli 2010 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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( 32 ) Siehe Entscheidung E 3/2005, Randnummern 370 und 372; Ent­
scheidung E 8/2006, Randnummer 230; und die Entscheidung E 
4/2005, Randnummer 121. Diese Einzelfallprüfung wurde auf der 
Grundlage der Rundfunkmitteilung von 2001 übernommen, und 
unter den Randnummern 84 bis 89 der Rundfunkmitteilung von 
2009 näher erläutert und konsolidiert. 

( 33 ) Siehe Fußnote 13. 
( 34 ) Unter der Randnummer 85 der Rundfunkmitteilung von 2009 dar­

gelegt.


